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F6 Einschränkung der Spekulation auf Grundnahrungsmittel 

Am deutschen Finanzmarkt sind die Spekulationen auf Grundnahrungsmittel einzuschränken, z.B. 

durch Erhöhung der Sicherheitsleistungen bei Spekulationen. Durch Hungersnot sterben jedes Jahr 

mehr Menschen als in allen Kriegen zusammen. Dieses ist ein sehr erschreckendes Niveau. Die hohen 

Spekulationen tragen hierbei zu sehr starken Preisschwankungen im Bereich von Lebensmitteln bei. 

Dieses gilt es zu verhindern, damit sich jeder Mensch Lebensmittel leisten kann.  

 

Nicht behandelt 

 

F7 Was habt ihr eigentlich gegen Chlorhühner? Für eine differenzierte und 

sachliche Kritik am geplanten Freihandelsabkommen TTIP  

Vorwort  

Die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) ist ein vielkritisiertes 

Freihandelsabkommen zwischen den Vereinigten Staaten und der Europäischen Union, welches sich 

zur Zeit in den Verhandlungen befindet. Es ist vor allem wegen der Tatsache, dass es einschränkend im 

Bezug auf Demokratie, ArbeitnehmerInnenrechte und Umwelt- sowie Gesundheitsstandards agiert, 

nicht vereinbar mit der Vorstellung, welche wir als linker Richtungsverband haben, um eine 

Verbesserung der ökonomischen und gesellschaftlichen Strukturen zu fördern.  

Undemokratische Züge trägt das bisherige Zustandekommen von TTIP, da es unter anderem durch den 

starken Einfluss von LobbyistInnen unter Ausschluss der Öffentlichkeit vorangetriebenen wurde. 

Arbeitnehmerrechtlich einschränkend ist es aus dem Grund, dass den Konzernen möglicherweise die 

Macht gegeben wird, gewerkschaftlich ausgehandelte Standards zu limitieren. Darüber hinaus 

könnten Maßstäbe zum Schutz von Umwelt und Gesundheit unterlaufen oder ausgehebelt werden.  

Die Kritik an TTIP ist äußerst wichtig, da die Ausgestaltung dieses Abkommens in keinster Art und Weise 

mit unseren Grundwerten vereinbar ist. Trotz dieser Tatsache wollen wir zum Ausdruck bringen, dass 

ein beachtlicher Teil der Rezensionen ebenfalls von kritikwürdigen Ansichten beeinflusst wird. Wir 

fordern in diesem Antrag einen differenzierteren Umgang mit der Kritik gegenüber dem 

Freihandelsabkommen. Nichtsdestoweniger ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass das TTIP in 

seiner heutigen Form, selbstverständlich abzulehnen ist.  

Heiŵat ǀs. ͞Das Fƌeŵde͟?  

Die Kritik gegenüber TTIP wird mittlerweile von der breiten Masse der Bevölkerung getragen. 

Zusätzlich ist eine negative Konnotation innerhalb der Medienwelt gegenüber dem Freihandelsabkom-

men bemerkenswert. Diese, eigentlich positive, Tatsache hat im Laufe der Zeit jedoch abstrakte Züge 

angenommenen. Auffällig ist, dass die Debatte zunehmend von konservativen Kräften übernommen 

und teils dominiert wird. Häufig stehen in den 28 Diskussionen nicht mehr entscheidende Elemente, 

ǁie zuŵ Beispiel AƌďeitŶehŵeƌIŶŶeŶƌeĐhte iŵ VoƌdeƌgƌuŶd, soŶdeƌŶ es geht ǀielŵehƌ daƌuŵ, ͞die 
altbekannte und heimische Wirtschaft vor ausländischen EinflüsseŶ zu ďesĐhützeŶ͟.  

Oft wird dabei aufgeführt, dass große, oft amerikanische, Konzerne mehr Macht in Deutschland 

bekämen. Wir sehen keinen Unterschied ob Menschen durch global agierende Unternehmen aus ihrer 
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͞Heiŵat͟ odeƌ aŶdeƌeŶ “taateŶ ausgeďeutet ǁeƌdeŶ. Der Kapitalismus agiert global und eine 

differenzierte Sicht, gar die Bevorzugung, von sogenannten heimischen kapitalistischen Strukturen 

aus- gebeutet zu werden empfinden wir als falsch und gefährlich. Diese nationalkonservative 

Perspektive mündet nicht selten in überspitzter Panikmache gegenüber der angeblichen 

Überfremdung und dem Unbekannten. Abseits dessen lehnen wir eine rein germanophile Zentrierung 

der Kritik, die nicht die bestehenden kapitalistischen Zustände ablehnt, sondern lediglich deutsche 

Interessen wahren möchte, ab.  

Kritik an TTIP als Plattform für Antiamerikanismus? Zusätzlich verbirgt sich hinter einigen Rezensionen 

über das Freihandelsabkommen eine aufkeimend anti-amerikanische Haltung. Häufig wird auf ein 

mögliches Ungleichgewicht zwischen den Vereinigten Staaten und der Europäischen Union, zugunsten 

der USA, hingewiesen. Dies dient in einigen Fällen dazu Skepsis und Antipathie gegenüber den USA zu 

streuen und ein gewisses Konkurrenzverhältnis zwischen den beiden Verhandlungspartnern zu 

implizieren. Durch TTIP erhoffen sich Unternehmen in den USA und der EU höhere Gewinne und mehr 

Einfluss. Beide Seiten verhandeln an dem Projekt und auf beiden Seiten gibt es Befürworter aus 

Wirtschaft und Politik wie auch starke Gegenstimmen. Der Vorwurf, die USA würden über die EU oder 

über das exportstarke Deutschland räuberisch herfallen ist daher falsch!  

Aber warum dann diese Behauptungen?  

Während die USA mit Kapitalismus gleichgesetzt werden, welcher in den hohen Wolkenkratzern 

Manhattans sein Zuhause hat, sieht man in Deutschland die idyllische Heimat die mit ihrer Kultur einen 

Kontrast zum ungehemmten imperialistischen Kapitalismus der USA bieten soll. Oft greift Kritik an 

TTIP, welche auch berechtigt ist, an der Ursache, nämlich den kapi-15talistischen Strukturen, vorbei 

und bedient sich nationalistischer, fremdenfeindlicher und antiamerikanistischer Denkmuster.  

Besonders deutlich wird das anhand des Beispiels der mittlerweile berühmt gewordenen Chlorhühner. 

Diese gelten mittlerweile als Inbegriff des als Verbraucherschutz getarnten Ressentiments gegenüber 

den USA und dem Neuen bzw. Fremden. Häufig wird Kritik an TTIP dazu genutzt, um vor vermeintlich 

gefährlichen amerikanischen Chlorhühnern zu warnen, die nach Inkrafttreten des Abkommens den 

heimischen Markt überschwemmen und die Gesundheit der deutschen BürgerInnen gefährden sollen. 

Der Name ergibt sich aus dem Chlorbad, in dem die Hühner für den Endverbrauch desinfiziert werden. 

Eine Praxis die in Deutschland bisher unüblich ist. In Deutschland ist währenddessen jedes fünfte 

Schlachthuhn mit Salmonellen belastet. Auch andere krankmachende Erreger wie Campylobacter 

werden nicht selten auf deutschem Geflügel beobachtet. Das Bundesinstitut für Risikobewertung 

koŵŵt sogaƌ zu deŵ “Đhluss: ͞Das Chloƌhühnchen ist nach unserer Auffassung nicht 

gesundheitsschädlich für den Verbraucher. [...] Das deutsche Huhn ist auf keinen Fall gesünder als das 

US-Chlorhuhn. Ganz im Gegenteil: Wir müssen leider feststellen, dass wir ein massives Keimproblem 

auf deutscheŵ Geflügel haďeŶ͞ ;Lüppo Elleƌďƌoek iŵ ‘epoƌt aus MaiŶz, Das Eƌste, JuŶi ϮϬϭϰͿ. Wieso 
wird dann die vermeintliche Gefahr einer Invasion chlorgetränkter Hühner heraufbeschworen, wenn 

doch die deutschen Hühner kaum gesünder, wenn nicht sogar schädlicher für den Endverbraucher 

sind? Die Erklärung könnte in einem tief sitzenden deutsch-nationalem Antiamerikanismus liegen, der 

auf die Chlorhühner, fern jeglicher Tatsachen, projiziert wird. Die Debatte um TTIP wird demnach zu 

oft instrumentalisiert um tief sitzende Ressentiments zu bedienen und zu legitimieren.  

Aďkehƌ des IŶteƌŶatioŶalisŵus͛?  
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Als internationalistischer Richtungsverband hört für uns Politik und die Wahrung elementarer Rechte 

nicht an willkürlich gezogenen Staatsgrenzen auf. Wir begrüßen die Vorteile eines internationalen 

Wechselspiels in kultureller und ökonomischer Hinsicht. Das Problem an TTIP ist nicht der fremde 

Einfluss der durch Abschottung außer Kraft gesetzt zu sein scheint, sondern die Logik eines Systems, 

welches auf Gewinnmaximierung orientiert ist. Staatsübergreifende Bündnisse und das Verschwinden 

national-autonomer Befugnisse sind an sich positive Entwicklungen, die nur durch die Zwänge des 

Kapitalisŵus͛ diese ŶegatiǀeŶ EƌsĐheiŶuŶgeŶ ŵit siĐh ďƌiŶgeŶ. Wiƌ ďedaueƌŶ ŶiĐht die foƌtsĐhƌeitende 

Globalisierung, wir bedauern, dass diese durch kapitalistische Zwänge, Ausbeutung und Leid exportiert 

uŶd ƌadikalisieƌt. Aus dieseŵ GƌuŶd ǁiƌd deƌ GƌuŶdgedaŶke des IŶteƌŶatioŶalisŵus͛ iŶ seiŶeŵ 
Ansehen geschwächt. Schnell verkriechen sich auch Linke in einem vermeintlichen Wohlgefühl 

heimatlicher Hegemonie. Abseits der durch Kapitalismus verstärkten Einschränkung von 

ArbeitnehmerInnen- und Umweltstandards sehen wir auch positive Aspekte staatsübergreifender 

Bündnisse: Die nationalen Denkstrukturen könnten langsam abgebaut werden und die politischen 

Beziehungen, besonders auch mit dem Fokus auf Friedenspolitik, könnten unter Wirtschaftspartnern 

ausgebaut werden.  

Gefahr der verkürzten Kapitalismuskritik  

Die konventionelle Kritik an dem Freihandelsabkommen enthält aber nicht nur gesellschaftliche 

Aspekte, die mit unseren Grundwerten in keinem Fall vereinbar sind, sondern auch eine ausgeprägte 

Form von verkürzter Kapitalismuskritik, beziehungsweise meistens erst gar keine, obwohl gerade diese 

der Hauptbestandteil der Kritik sein sollte. Umso negativer sehen wir es, dass gerade jene 

Kapitalismuskritik nur in stark verkürzter Form, oder meist überhaupt nicht in den herkömmlichen 

Rezensionen auftaucht, wobei es eigentlich offensichtlich ist, dass jeder kritikwerte Punkt, der sich auf 

Ökonomisches bezieht, auf den Kapitalismus zurückzuführen ist. Hierbei stellt sich die Frage ob TTIP 

an sich die Ursache der Missstände, oder eher das Resultat als Ergebnis kapitalistischer Logik ist. Würde 

ein Abwenden von TTIP die kapitalistische Verwertungslogik mit dem Streben der besten 

Standortvorteile und dem bestmöglichen Einfluss der Unternehmen auf Staat und Gesellschaft 

mindern oder gar abschaffen? Schafft dieses Wirtschaftssystem nicht immer Grundlagen und Anlass 

zu weitreichenden Maßnahmen um alle sozialen und ökologischen Aspekte auszuhebeln, sofern diese 

eine Gewinnmaximierung mindern? Sind nicht auch Staaten nur agierende Objekte im weltweiten 

Spiel um Erhalt der eigenen Macht- und Herrschaftsstrukturen? Der Ruf nach mehr Protektionismus 

mag den Menschen temporär ein berechtigtes Gefühl der Sicherheit geben, bietet jedoch dauerhaft 

keine sichere und abgeschirmte Oase vor der Wüste der kapitalistischen Regel: Gewinn über alles! Um 

den komplexen Kapitalismus in seinem Wesen zu verstehen, bedarf es ausreichender Lektüre der 

marxistischen Werke. Das System beherrscht den Alltag unseres Leben und wird jede Minute aufs neue 

am Leben erhalten. Diese Unwissenheit gepaart mit der Selbstverleugnung und Projektion 

kapitalistischer Logik auf einzelne Personengruppen oder Staaten ist der Kern verkürzter 

Kapitalisŵuskƌitik, die ǁiƌ ǀeheŵeŶt aďlehŶeŶ. Die U“A siŶd ŶiĐht Hoƌt des Kapitalisŵus͛, ǁie auĐh eiŶ 
abgeschottetes Deutschland seine BürgerInnen nicht vor diesem schützen kann.  

Fazit und Forderung  

Wie wir in den oben genannten Punkten ausführlich erläutern, ist die Kritik an TTIP selbst zwar richtig 

und sogar erfreulich, vor allem, weil sie von so einer großen Masse der Bevölkerung getragen wird. Auf 

der anderen Seite wird das Freihandelsabkommen vermehrt auf der Grundlage nationalkonservativer 

und antiamerikanischer Denstrukturen kritisiert. Zusätzlich ist in den seltensten Fällen eine 
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umfassende Kapitalismuskritik erkennbar. Diese sollte für einen sozialistischen Rich-tungsverband 

essenziell sein. Wir fordern einen differenzierteren Umgang mit dem TTIP. Es sollte auf einer Ebene 

kristisiert werden, welche sich nicht auf xenophobische Grundeinflüsse beruft und die tatsächliche 

Kehrseite dieses Freihandelsabkommens in den Vordergrund rückt. 

 

Angenommen 

 

F8 Wirtschaft strukturell steuern 

Was wir wollen:   

Wir wollen mit diesem Antrag die jungsozialistische Diskussion über die  

Wirtschaftsdemokratie wieder beleben, die es momentan weder in der Gesellschaft noch in Partei und 

Verband gibt. Dabei wollen wir über die klassische Debatte um den Ausbau der (betrieblichen) 

Mitbestimmung hinausgehen, obgleich wir diese auch für notwendig halten. Wir wollen vielmehr die 

wirtschaftliche Basis betrachten und Möglichkeiten einer demokratischen Wirtschaftssteuerung 

aufzeigen. In der Vergangenheit haben wir Jusos uns in unseren wirtschaftspolitischen Überlegungen 

in erster Linie auf die Besteuerung von Unternehmen, Konjunkturprogramme, die Regulierung der 

Finanzmärkte und den Ausbau der öffentlichen Daseinsvorsorge konzentriert und dabei viele 

Diskussionen aus der Defensive heraus geführt. Obgleich diese nationalstaatlichen Ansätze wichtig 

waren, reichen sie für eine Wirtschaftssteuerung nicht mehr aus, weil sich zahlreiche Kompetenzen 

auf die internationale Ebene verlagert haben. Zentral ist für uns die Frage, wer was wie produziert.   

Dabei gehen wir von folgenden Grundüberlegungen aus:   

Grundgedanken jungsozialistischer Wirtschaftspolitik   

„Es ist ŶiĐht das BeǁußtseiŶ deƌ MeŶsĐheŶ, das ihƌ “eiŶ, sondern umgekehrt ihr gesellschaftliches Sein, 

das ihƌ BeǁußtseiŶ ďestiŵŵt.͞ ;Kaƌl MaƌǆͿ   

Wirtschaftliche Verhältnisse prägen unser Leben. Deshalb ist die Analyse der Ökonomie die Grundlage 

unserer politischen Arbeit und unseres Selbstverständnisses. Staat, Wirtschaft sowie Zivilgesellschaft 

sind für uns ein zusammenhängendes System, welches sich historisch als Folge von 

Auseinandersetzungen und der Entwicklung der Produktivkräfte entwickelt hat.  

Arbeit und Wertschöpfung ändern sich und führen dabei immer wieder zu einer Weiterentwicklung 

des Kapitalismus. Krisen sind Teil der kapitalistischen Wirtschaftsweise und bedingen immer neue 

Formen des Kapitalismus sowie neuere Formen der Auseinandersetzungen, keineswegs aber eine 

Transformation.   

„OhŶe WiƌtsĐhaftsdeŵokƌatie giďt es keiŶe haltďaƌe )iǀilgesellsĐhaf.͞   

(Oskar Negt: Der politische Mensch, 2010)   

Wir Jusos streben die Demokratisierung aller Lebensverhältnisse an, die grundsätzlich nur durch die 

Transformation unseres Wirtschaftssystems zu Gunsten der ArbeitnehmerInnen konsequent erreicht 

werden kann. Für eine Demokratisierung aller Lebensbereiche im Allgemeinen und der Einleitung von 


